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VON WIEBKE KRAMP

OTTERNDORF. Erst am Dienstag er-
eignete sich erneut eine Abschie-
bung kurz vor Weihnachten in
Otterndorf: Frühmorgens am
Dienstag wurde Madina I. (28)
mit den Töchtern Iman (8) und
der knapp zweijährigen Irsana
von Landesvollzugsbeamten ab-
geholt, um nach Polen ausgewie-
sen zu werden. Dort hatte die
Frau aus Tschetschenien Erstasyl-
antrag gestellt, bevor sie nach
Deutschland ging, um Asyl zu fin-
den. Seit März lebte sie in
Deutschland, seit April in Nordle-
da. Erst am Tag vor der Abschie-
bung war die Frau mit ihren Kin-
dern nach Otterndorf gezogen.

Es war nicht der erste Versuch,
die Frau und ihre Kinder auszu-
weisen, bisher jedoch vergeblich,
weil gesundheitliche Gründe bei
einem ersten anberaumten Ter-
min dagegen sprachen.

Fachgebietsleiter Kai Wollen-
weber von der Ausländerbehörde
beim Landkreis erläuterte den
rechtlichen Hintergrund: „Wir
treffen hier nicht die Entschei-
dungen.“ Weil per Fingerabdruck-
abgleich festgestellt wurde, dass
der Erstasylantrag in Polen ge-
stellt worden sei, greife auf EU-
Ebene die Dublin-2-Vereinba-
rung. Sie besagt, dass der Antrag
in dem Land bearbeitet wird, wo
er erstmalig gestellt wurde. „Wenn
Dublin 2 festgestellt wird, sind wir
nur Postüberbringer“, so Wollen-
weber. Die Frau sei informiert ge-
wesen, dass sie abgeholt werde.
Der Vollzug sei über die Landes-
aufnahmebehörde Niedersachsen
erfolgt, die Entscheidung und An-
ordnung laufe über das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF). Es seien dabei auch Fris-
ten einzuhalten.

All das weckt Erinnerungen an
Familie Meta, die vor fast genau
zwei Jahren in Otterndorf Ähnli-
ches durchleiden musste, mitten
in der Nacht abgeholt und in das
Kosovo abgeschoben wurde.

Mutter mit
zwei Kindern
abgeschoben

Sorge um die Familie lässt sie nie los
Syrische Familien in Deutschland hoffen auf das Flüchtlingsaufnahmeprogramm des Bundes / Länderprogramme greifen nicht

aus Minderheiten, die besonders
gefährdet sind. In Syrien sind das
vor allem Alawiten, Christen, Jesi-
den und Juden. Dass Deutschland
sich so „großzügig zeigt“, ange-
sichts von mehr als zwei Millio-
nen entwurzelter Menschen und
mindestens 5000 elternlosen Kin-
dern, nennt er jämmerlich und be-
schämend. Libanon und Jorda-
nien trügen ohnehin die Haupt-
last in diesem Drama.

Kai Weber ergänzt: „Die evan-
gelische Kirche im Rheinland for-
dert, dass Deutschland mindes-
tens 100 000 Flüchtlinge auf-
nimmt. Zumindest diese Zahl
muss erreicht werden.“

http://www.unhcr.de

europäische Flüchtlingspolitik
vor allem auf Vermeidung aus sei.
Mit „Dublin 2“ seien die europäi-
schen Binnenländer, was die Auf-
nahme und Flüchtlingen angeht,
aus dem Schneider. Der Nieder-
sächsische Innenminister Boris
Pistorius fordert einheitliche
Standards bei Unterbringung und
Integrationsangeboten. Sind Staa-
ten als erste Anlaufstation über-

fordert, müssten alle europäi-
schen Länder helfen.

Karim Al Wasiti, Flüchtlingsrat
Niedersachsen, berichtet von oft
aussichtslosen Bemühungen. Zu
seiner Klientel zählen Menschen,

wählerisch. Sie machen keinen
Bogen um Palästinenser“, sagte er
bitter.

Ein anderer erzählte, er sei mit
seiner Mutter vor 13 Jahren nach
Deutschland gekommen. Sie habe
sich schnell mit einer Änderungs-
schneiderei selbstständig ge-
macht, sei nie auf Sozialhilfe an-
gewiesen gewesen. Er studiere
Jura. Sie dürfen ihre Verwandten
nicht zu sich holen, weil ihr Ein-
kommen unterhalb dessen liegt,
was Niedersachsen voraussetze.
Für eine Person muss ein frei ver-
fügbares Einkommen von etwa
1400 Euro nachgewiesen werden.

Regeln für Reiche
„Diese Einkommenshürden sind
Regeln für Reiche. Sie verhindern,
dass Menschen hier Hilfe und
Aufnahme bei ihren Verwandten
finden“, vermutet Günter Burk-
hardt von Pro Asyl. Er meint, dass
sowohl die deutsche als auch die

vertröstet.“ Letztlich drohte man
ihr, sie ebenfalls zu verhaften,
wenn sie nicht Ruhe gebe. Bis
heute ist nicht klar, ob es sich bei
den Uniformierten um Regie-
rungsbeamte oder Soldaten han-
delte, oder ob es Rebellen waren,
denen der relative Wohlstand der
christlichen Familie ein Dorn im
Auge war.

Da der älteste Sohn im Sommer
18 Jahre alt wurde, hatte seine
Mutter Angst, dass er zur Armee
eingezogen würde. Daher überre-
dete sie ihn und seine Geschwis-
ter – die 20-jährige Schwester und
den elfjährigen Bruder – zur
Flucht nach Beirut. Dort ange-
kommen, ließ die Familie sich
beim UNHCR-Flüchtlings-Büro
registrieren. Doch der Stichtag
war vorüber.

Nun verstecken die vier sich, le-
ben in ständiger Angst. Sie haben
kein Geld, denn die Mutter darf
weder den Betrieb noch die Häu-
ser verkaufen, da alles auf ihren
Mann registriert ist und Frauen

ohnehin Geschäfte nur mit Er-
laubnis des Ehemannes oder Va-
ters, auch Bruders, tätigen dürfen.

Ein Palästinenser, dessen Fami-
lie seit 1948 in Syrien lebt, berich-
tet, dass er seine Eltern in Sicher-
heit nach Deutschland bringen
wollte. Als Arzt hat er ein Gehalt,
mit dem auch der Lebensunter-
halt gesichert werden könnte.
Doch beim Ausländeramt wurde
im mitgeteilt, dass seine Familie
nicht über das Aufnahmepro-
gramm von Bund oder Ländern
einreisen dürfe, da sie nicht die
syrische Staatsbürgerschaft besä-
ße. „Die Bomben sind da nicht so

VON BETTINA HOFFMANN

CUXHAVEN. Das Cuxhavener Ehe-
paar Filz und Edip Cozef kommt aus
Damaskus. Die Eheleute sind Mit-
glieder der Aramäischen Kirche. In
Damaskus leben noch viele Familien-
angehörige, unter ihnen die 84-jäh-
rige Mutter von Edip Cozef. Das Paar
war jetzt einer Einladung des Flücht-
lingsrats Niedersachsen im Rahmen
der Innenministerkonferenz gefolgt,
um über das Schicksal syrischer
Flüchtlinge zu berichten.

Betroffene, deren Verwandte in
Homs oder Aleppo, Damaskus
oder Palmyra auf Hilfe hoffen,
schilderten ihre Situation, darun-
ter Palästinenser, Jesiden, aramäi-
sche Christen und der Neffe einer
alawitischen Richterin aus Alep-
po, die sich mit ihrer Familie ver-
steckt halten muss. Sie führten
der Innenministerkonferenz, die
in Osnabrück tagte, die Not ihrer
Familien und ihre eigene Hilflo-
sigkeit angesichts restriktiver
deutscher Aufnahmegesetze vor
Augen.

Cuxhavener ständig in Angst
Die Familie Cozef war gut situiert,
zwei Brüder von Edip waren
Zahntechniker mit eigenem La-
bor. Edip Cozef: „Im Oktober
2012 rief meine Schwägerin völlig
aufgelöst an. Morgens gegen vier
Uhr hatten Uniformierte ihren
Mann Ilyas abgeholt. Er hatte nur
einen Schlafanzug an. Sie stießen
ihm Gewehre in den Rücken,
zerrten ihn in ein Auto und ver-
schwanden, nachdem sie auch die
Familie bedroht hatten. Von da
an gibt es kein Lebenszeichen von
meinem Bruder. Alle Bemühun-
gen meiner Schwägerin, etwas
über seinen Verbleib oder auch
nur den Grund für seine Verhaf-
tung zu erfahren, blieben erfolg-
los. Schmiergelzahlungen wurden
angenommen, doch sie und ihre
beiden Schwäger – auch ein spä-
ter hinzugezogener Anwalt – wur-
den stets auf den nächsten Tag

Filiz und Edip Cozef aus Cuxhaven hoffen, dass ihre Familie mithilfe des
UNHCR und des Flüchtlingsprogramms des Bundes aus Syrien nach Europa
kommen kann. Fotos: red

» Die ev. Kir-
che im Rhein-
land fordert die
Aufnahme von
100 000 Flücht-
lingen.«
KAI WEBER, FLÜCHT-
LINGSRAT NIEDER-
SACHSEN

» Es ist be-
schämend, dass
Europa sich an-
gesichts der
Not bedeckt
hält. «
KARIM AL WASITI,
FLÜCHTLINGSRAT

Flüchtlingsprogramm

Der Bund hat sich am 20. März ver-
pflichtet, 5000 Flüchtlinge aus Syrien
in Deutschland aufzunehmen. Zu-
gleich wurde eine Stichtagsregelung in
Kraft gesetzt. Nur wer sich bis zum
31. März bei der UNHCR registrieren
ließ, hat Chance auf Aufnahme.
Laut Flüchtlingsrat sind die Aufnahme-
bestimmungen sehr restriktiv, sodass
bisher nur 400 Menschen in Deutsch-
land angekommen sind. Auch die Bun-
desländer haben ein Aufnahmepro-
gramm, das es theoretisch erlaubt, Fa-
milienangehörige aus Krisengebieten
wie Syrien nach Deutschland zu holen.
Doch die meisten scheitern bereits an
den Einkommenshürden. Denn sie
müssen nachweisen, dass sie für den
Lebensunterhalt – infrage kommen so-
wieso nur Angehörige ersten oder
zweiten Grades – aufkommen können.
Dazu muss ein Einkommen oberhalb
der Pfändungsgrenze erzielt werden,
für einen Aufzunehmenden rund 1400
Euro nach Abzug aller Kosten.
Denn nicht nur der Lebensunterhalt
muss gesichert sein, auch eine private
Krankenversicherung muss abge-
schlossen werden. Einige Bundeslän-
der haben sich bereit erklärt, die Versi-
cherung zu übernehmen, Niedersach-
sen bisher allerdings nicht. (hof)


